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1 PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

Rechtsgrundlagen 

 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 
3634), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBl. 
2025 I Nr. 189) 

 Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 
(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 176) 

 Planzeichenverordnung (PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) 

 Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, 
358, ber. S. 416), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.03.2025 
(GBl. 2025 Nr. 25) 

 Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 
24.07.2000 (GBI. S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 22.07.2025 (GBl. 2025 Nr. 71) 

 

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1-15 BauNVO) 

Gewerbegebiet GE (§ 8 BauNVO) 

1.1.1 Zulässig sind 
 Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe, 
 Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude. 

1.1.2 Unzulässig sind  
 Speditionen und deren Lagerhaltung, 
 Tankstellen, 
 Anlagen für sportliche Zwecke, 
 Anlagen zur Lagerung oder Behandlung von radioaktiven Stoffen, 
 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke, 
 Vergnügungsstätten, 
 Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten Sortimenten (siehe Anlage 1) 

1.1.3 Ausnahmsweise können zugelassen werden 
 Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber 

und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in 
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind. 

 Verkaufsflächen für den Verkauf von Waren an Endverbraucher, wenn sie auf 
dem Grundstück mit einem Produktions- oder Handwerksbetrieb verbunden 
sind, um ausschließlich dort hergestellte oder weiter zu verarbeitende oder wei-
ter verarbeitete Produkte zu veräußern und die Verkaufsfläche der sonstigen 
Betriebsfläche deutlich untergeordnet ist (sog. Handwerkerprivileg). Von einer 
deutlich untergeordneten Verkaufsfläche kann ausgegangen werden, wenn die 
Verkaufsfläche nicht mehr als 5 % der Geschossfläche und gleichzeitig maximal 
100 m² beträgt. 
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1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16-21a BauNVO) 

Das Maß der baulichen Nutzung ist den Nutzungsschablonen im zeichnerischen Teil 
zu entnehmen und wird festgesetzt durch: 

 Grundflächenzahl (GRZ) 
 die Geschossflächenzahl (GFZ) 
 die Höhe baulicher Anlagen 

1.3 Höhe baulicher Anlagen / Höhenlage  
(§ 9 (1) Nr. 1 und § 9 (3) Nr. 1 BauGB, §§ 16-21a BauNVO) 

1.3.1 Als maximale Gebäudehöhe gilt der oberste Punkt des Gebäudes.  

1.3.2 Als unterer Bezugspunkt gilt die Oberkante der zugehörigen Erschließungsstraße in 
der Mitte der straßenzugewandten Gebäudeseite (senkrecht zur Straße gemessen). 
Bei Baugrundstücken, die an zwei Seiten an die Erschließungsstraße anschließen, 
ist die Seite maßgebend, von der die Erschließung (Zufahrt) erfolgt. 

1.3.3 Anlagen, die der solaren Energiegewinnung dienen, dürfen die realisierte Gebäude-
höhe um bis zu 1,5 m überschreiten. 

1.4 Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

Als abweichende Bauweise (a) gilt die offene Bauweise, wobei auch Gebäudelän-
gen über 50 m zulässig sind.  

1.5 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 

Die durch Baugrenzen definierten überbaubaren Grundstücksflächen (Baufenster) 
sind im zeichnerischen Teil festgesetzt. 

1.6 Garagen und Stellplätze sowie Nebenanlagen 
(§ 9 (1) Nr. 4 BauGB, § 12 und § 14 BauNVO)  

1.6.1 Überdachte Stellplätze (Garagen, Carports, Fahrradstellplätze etc.) und hochbaulich 
in Erscheinung tretenden Nebenanlagen im Sinne des § 14 (1) BauNVO sind nur 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Dies gilt auch für Gara-
gen, überdachte Stellplätze und hochbaulich in Erscheinung tretende Nebenanla-
gen, die nach Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen 
werden können. 

1.6.2 Offene Kfz- und Fahrradstellplätze, hochbaulich nicht in Erscheinung tretende Ne-
benanlagen sowie Einfriedigungen sind auch außerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen zulässig.  

1.6.3 Die der Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung 
von Abwasser dienenden Nebenanlagen (§ 14 (2) BauNVO) können ausnahms-
weise auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zugelassen werden.  

1.7 Ein- und Ausfahrten / Zufahrtsverbote (§ 9 (1) Nr. 4, 11 BauGB) 

1.7.1 In den Gewerbegebieten (GE) sind Ein- und Ausfahrten auf einen Bereich von ins-
gesamt 12 m pro Grundstück begrenzt.  
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1.8 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

1.8.1 Alle Dächer der Haupt- und Nebengebäude mit Dachneigungen von 0° bis 15° sind 
zu einem Anteil von mindestens 75% dauerhaft mit einer extensiven Dachbegrü-
nung anzulegen. Die Dachfläche ist mit einer standortgerechten Gräser / Kräutermi-
schung anzusäen oder mit standortgerechten Stauden und Sedumsprossen zu be-
pflanzen. Das bewurzelbare Substrat muss eine Mächtigkeit von mindestens 10 cm 
aufweisen. Bei einer parallelen Nutzung der Dachflächen durch Solar- bzw. Photo-
voltaikanlagen sind diese aufzuständern und die Abstände der Modulreihen unterei-
nander, die Modultiefe und die Höhenlage der Module auf die Vegetation abzustim-
men. 

Hinweise zur extensiven Dachbegrünung sind der Pflanzliste zu entnehmen. Pflanz-
liste wird zur Offenlage ergänzt.  

1.8.2 Nicht gewerblich genutzte Wegeflächen, Stellplätze und Hofflächen sind mit einer 
wasserdurchlässigen Oberflächenbefestigung (z. B. wassergebundene Decke, Ra-
sengittersteine, Pflaster mit Rasenfugen) auszubilden, sofern die Voraussetzungen 
(wasserrechtliche Erlaubnis) einer Versickerung gegeben sind. Als wasserdurchläs-
sig im Sinne dieser Festsetzung gelten alle Oberflächenbefestigungen mit einem 
Fugenanteil von mind. 3% und einem mittleren Abflussbeiwert ψ von max. 0,5. Die 
Rasenfugen sind mit einer Saatgutmischung aus trockenheitsresistenten und trittfes-
ten Kräutern einzusäen. Dies gilt nur, sofern keine Fahrzeuge gewartet bzw. gerei-
nigt werden und kein Lagern, Umschlagen, Verwenden oder Be- und Entladen was-
sergefährdender Stoffe erfolgt. Ausgenommen von der vorgenannten Verpflichtung 
sind Fahrspuren entlang von Stellplatzflächen. Sofern die vorgenannten Flächen an 
eine geeignete Versickerungsmulde angeschlossen werden, kann auf eine wasser-
durchlässige Befestigung verzichtet werden. Innerhalb des Wasserschutzgebiets 
sind besondere Anforderungen an die Flächenbeläge zu erfüllen (siehe Hinweise 
„Flächenbeläge im Wasserschutzgebiet“). 

1.8.3 Kupfer-, zink- oder bleigedeckte Dächer sind nur zulässig, wenn sie beschichtet 
oder in ähnlicher Weise behandelt sind, so dass keine Kontamination des Bodens 
durch Metallionen zu besorgen ist. Auf die Anforderungen entsprechend Wasser-
schutzgebietszone III wird hingewiesen. 

1.8.4 Für die Außenbeleuchtung sind ausschließlich insektenfreundliche Natriumdampf-
lampen oder LED-Leuchten mit einer Farbtemperatur unter 3.000 Kelvin und einen 
Spektralbereich über 500 Nanometer zu verwenden. Die Außentemperatur der Lam-
pen darf max. 40 °C betragen. Die Leuchten sind staubdicht und so auszubilden, 
dass eine Lichteinwirkung nur auf die zu beleuchtende Fläche erfolgt und nicht in 
Richtung des Himmelskörpers oder in den künftigen Waldrandbereich. Nach oben 
streuende Fassadenanstrahlung ist unzulässig.  

1.9 Anpflanzungen und Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen (§ 9 (1) Nr. 25 BauGB) 

1.9.1 Überwiegend geschlossene Wandflächen mit einem Wandanteil von mehr als 75% 
der jeweiligen Fassadenseite sind zu begrünen. Dabei sind mindestens 30% der ge-
schlossen Wandflächen mit bodengebundenen, wandgebundenen oder sonstigen 
Wandbegrünungen zu begrünen.  

Als bodengebundene Wandbegrünungen gelten rankende und schlingende Pflan-
zen mit Rankhilfe sowie selbstklimmende Pflanzen ohne Rankhilfe gemäß beigefüg-
ter Pflanzliste (wird zur Offenlage ergänzt). Als Richtwert gilt 1 Kletterpflanze/2,5 lfm 
Fassadenlänge, sofern die Wuchshöhe der zu begrünenden Fassadenhöhe 
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entspricht. Die Pflanzbeete sind ausreichend zu dimensionieren (mind. 0,5 m² groß 
und mind. 50 cm tief). Der durchwurzelbare Bodenraum muss mindestens 1,0 m³ 
betragen. Es ist zulässig, maximal die Hälfte des Pflanzbeetes mit wasserdurchläs-
sigem Pflaster zu befestigen. 

Die Bepflanzungen sind zu pflegen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu erset-
zen 

1.9.2 Pro 4 Pkw-Stellplätze ist ein Laubbaum (Bäume 1. oder 2. Ordnung, Qualität: Hoch-
stamm, Stammumfang mind. 16 - 18) zu pflanzen. Die Pflanzbeete hierfür müssen 
mindestens 6 qm groß und vor Überfahren geschützt sein. 

1.9.3 Unbefestigte Grundstücksflächen sind als Grünflächen anzulegen und zu bepflan-
zen. Pro angefangene 200 m² sind ein gebietsheimischer, standortgerechter Laub-
baum 1. Ordnung oder zwei Laubbäume 2. Ordnung (Qualität: Hochstamm, Stamm-
umfang mind. 14 – 16 cm (Pflanzliste wird zur Offenlage ergänzt)) zu pflanzen und 
dauerhaft zu unterhalten. Stellplatzbäume können angerechnet werden. 

1.9.4 Alle Anpflanzungen sind dauerhaft zu unterhalten und zu pflegen. Bei Ausfall oder 
Abgang ist gleichartiger Ersatz zu leisten. 

Empfohlene Gehölzarten siehe Pflanzliste (wird zur Offenlage ergänzt). 

1.10 Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern zur Herstellung 
des Straßenkörpers / Anschluss anderer Flächen an Verkehrsflächen  
(§ 9 (1) Nr. 11 und 26 BauGB) 

Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern, die zur Herstellung des Straßen-
körpers erforderlich sind, sind auf den Grundstücksflächen zu dulden. Dies gilt auch 
für den zur Befestigung der Abgrenzungssteine der öffentlichen Verkehrsflächen nö-
tige Hinterbeton. 

Hinweis:  
Die Masten der Straßenlampen und deren erforderliche Gründung sind auf den an-
grenzenden Grundstücken zu dulden. Die Sicherung erfolgt durch Regelung im 
Kaufvertrag. 

 
Festsetzungen zu Ökologischen Ausgleichsmaßnahmen werden zur Offenlage er-
gänzt.  
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Anlage 1  

Zentrenrelevante Sortimente: 

 Bücher, Zeitschriften, Papier, Zeitschriften, Büroorganisation 
 Kunst und Antiquitäten 
 Baby-/Kinderartikel 
 Bekleidung, Lederwaren, Schuhe 
 Unterhaltungselektronik, Computer, Elektrohaushaltswaren  
 Foto / Optik 
 Einrichtungszubehör (ohne Möbel), Haus- und Heimtextilien, Bastelartikel, 

Kunstgewerbe 
 Musikalienhandel 
 Uhren/Schmuck 
 Spielwaren, Sportartikel 
 Drogerie, Kosmetik, Haushaltswaren 
 Lebensmittel, Getränke 
 Blumen,  
 Tiere und Tiernahrung, Zooartikel  
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2 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

Rechtsgrundlagen 

 Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, 
358, ber. S. 416), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.03.2025 
(GBl. 2025 Nr. 25) 

 Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 
24.07.2000 (GBI. S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 22.07.2025 (GBl. 2025 Nr. 71) 

 

2.1 Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

2.1.1 Zulässig sind begrünte Dächer mit einer Neigung von 0° – 15°. 

2.1.2 Tiefgaragen und sonstige unterirdische Bauteile sind mit einer Substratschicht von 
40 cm auszubilden und intensiv zu begrünen. Bei Baumpflanzungen ist eine Sub-
stratschicht von mind. 80 cm auszubilden. 

2.1.3 Dachaufbauten, die der Energiegewinnung dienen, sind bei allen Dachneigungen 
unter Einhaltung der Festsetzungen zur Gebäudehöhe und zur Dachbegrünung zu-
lässig. 

2.1.4 Leuchtfarben und reflektierende Materialien sind zur Oberflächengestaltung der Ge-
bäude (Dach und Fassade) unzulässig. Solarmodule und Fensterflächen sind nur 
mit reflektionsarmen Frontgläsern zulässig. 

2.1.5 Wellfaserzement und offene Bitumenbahnen sind als Dacheindeckung nicht zuläs-
sig. 

2.2 Werbeanlagen (§ 74 (1) Nr. 2 LBO) 

2.2.1 Es sind nur Werbeanlagen zulässig, die im Zusammenhang mit der auf dem Grund-
stück angebotenen Leistung, einem dort angebotenen Produkt oder dem Namen der 
dort ansässigen Firma stehen. 

2.2.2 Werbeanlagen dürfen nur an den Fassaden, unterhalb der Traufe und zur jeweiligen 
Erschließungsstraße orientiert angebracht werden.  

2.2.3 Schrille und kurzzeitig wechselnde Lichteffekte, Booster (Lichtwerbung am Himmel), 
selbstleuchtende sowie bewegliche Schrift- oder Bildwerbung sind ausgeschlossen. 
Damit sind auch Prismenwände, Laufschriften, Blinklichter, drehbare Werbeanlagen 
und Sky-Beamer ausgeschlossen. 

2.3 Gestaltung unbebauter Flächen bebauter Grundstücke (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

2.3.1 Nebenflächen wie Mülltonnenplätze, Containerplätze, Abfallplätze und Lagerplätze 
sind dauerhaft gegenüber dem Straßenraum abzuschirmen und gegen direkte Son-
neneinstrahlung zu schützen. Die Anlagen zur Abschirmung sind - sofern es sich bei 
diesen nicht bereits um Gehölze (Hecken) handelt - zu begrünen (Kletterpflanzen 
oder Spalierbäume). Von dieser Verpflichtung sind betriebsbedingt notwendige Müll-
tonnenplätze, Containerplätze, Abfallplätze und Lagerplätze im rückwärtigen Grund-
stücksbereich ausgenommen.  
Geeignete Arten für die Begrünung enthält die Pflanzliste (wird zur Offenlage er-
gänzt). 
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2.4 Einfriedungen (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

2.4.1 Einfriedungen sind nur bis zu einer Höhe von max. 1,8 m (ab Straßen- bzw. Geh-
wegoberkante) als Zäune und / oder Hecken zulässig. Die Verwendung von Nadel-
gehölzen und Koniferen (z.B. Thuja) ist ausgeschlossen. Der Abstand von der Stra-
ßen- oder Gehwegkante muss mindestens 0,5 m betragen. 
Geeignete Arten für die Begrünung enthält die Pflanzliste (wird zur Offenlage er-
gänzt). 

2.4.2 Einfriedungen mit Stacheldraht, Maschendraht und geschlossene Einfriedungen 
(Mauern, Wände, Gabionenwände etc.) sind nicht zulässig. 

2.5 Freiflächengestaltungsplan (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

Auf Basis der grünordnerischen Festsetzungen des Bebauungsplanes ist für die ge-
werblichen Bauflächen, zusammen mit den Unterlagen des Bauantrages, ein Freiflä-
chengestaltungsplan vorzulegen, der die beabsichtigte Gestaltung der Außenanla-
gen, Flächenversiegelungen, Bepflanzungen und vorhandene wie geplante Gelän-
dehöhen darstellt. Der Freiflächengestaltungsplan wird Bestandteil der Baugenehmi-
gung. 

Hinweis: 
Gemäß § 21a LNatSchG sind Gartenanlagen insektenfreundlich zu gestalten und zu 
begrünen. Schotterungen zur Gestaltung von privaten Gärten sind nicht zulässig. 
Gartenflächen sollen ferner wasseraufnahmefähig belassen oder hergestellt wer-
den. 

2.6 Anlagen zum Sammeln und Rückhalten von Niederschlagswasser 
(§ 74 Abs. 3 Nr. 2 LBO) 

Wird zur Offenlage ergänzt. 

 
 

3 NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN 

3.1 Wasserschutzgebiet 

Das Bebauungsplan-Gebiet liegt im festgesetzten Wasserschutzgebiet (Zone III) für 
die Tiefbrunnen „Bohl“ und „Wolfsgrube“ der Gemeinde Mönchweiler.  

Bezüglich Umgang, Errichtung und Erweiterung von Anlagen mit wassergefährdeten 
Stoffen sind die geltenden Bestimmungen der AwSV sowie der RVO zum Wasser-
schutzgebiet einzuhalten. 

Das Waschen von Fahrzeugen darf nur auf geeigneten Flächen, bei denen eine 
ausreichende Abwasserbehandlung sichergestellt ist, durchgeführt werden. Die 
Wartungsarbeiten von Fahrzeugen, bei denen wassergefährdende Stoffe austreten 
können, dürfen nur auf hierfür geeigneten Flächen durchgeführt werden.  
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4 HINWEISE 

4.1 Denkmalschutz 

Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde 
entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde um-
gehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, 
Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, 
bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach 
der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutz-
behörde oder das Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 84 - Archäologische 
Denkmalpflege (E-Mail: abteilung8@rps.bwl.de) mit einer Verkürzung der Frist ein-
verstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gemäß § 27 DSchG wird 
hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist 
zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

4.2 Bodenschutz 

Durch die vorgesehenen baulichen Maßnahmen werden weiter Flächen ihrer natürli-
chen Bodenfunktion insbesondere als Standort für natürliche Vegetation, als Aus-
gleichskörper und als Filter für Schadstoffeintrag sowie infolge Versiegelung der 
Grundwasserneubildung entzogen. Bei der Planung und Ausführung des Bebau-
ungsplans sind die Gesichtspunkte des Bodenschutzes zu beachten wie 

 Sparsamer Umgang mit Grund und Boden, 
 Minimierung von Bodenverdichtungen und Belastungen, 
 Separate Behandlung von Mutterboden, 
 Schutz des kulturfähigen Unterbodens durch Wiedereinbau, Rekultivierung oder 

Geländemodellierung im Plangebiet. 
 Wasserdurchlässige Beläge bei Park-, Stellplatz- oder Hofflächen, die nicht 

durch Umgang mit wassergefährdenden Stoffen oder betrieblichen Verkehr ver-
unreinigt werden können, 

 Der bei den Erschließungs- und Baumaßnahmen anfallende Bodenaushub ist so 
weit als möglich an geeigneter Stelle im Plangebiet durch Geländemodellierung 
bzw. Massenausgleich einer Wiederverwendung zuzuführen. 

Falls im Hinblick auf die vorherigen Nutzungen der Flächen im Baugebiet Bodenbe-
lastungen bekannt sind, vermutet werden oder wider Erwarten angetroffen werden, 
so ist dies unverzüglich der unteren Bodenschutzbehörde mitzuteilen. 

Die Bodenversiegelung ist auf das unabdingbare Maß zu beschränken. Oberflä-
chenbeschäftigungen sollen dort, wo nicht die Gefahr des Eintrags von Schadstof-
fen in den Untergrund besteht, möglichst durchlässig gestaltet werden.  

Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Ablagen und anderer 
Änderungen der Erdoberfläche anfällt, ist gesondert von tiefen Bodenschichten aus-
zuheben und zu lagern. Er ist in kulturfähigem, biologisch aktivem Zustand zu erhal-
ten und zu Regulierung und Bodenverbesserung zu verwenden (siehe auch § 202 
BauGB).  

In den nicht zur Bebauung vorgesehenen Bereichen sind Bodenverdichtungen nach 
Abschluss der Bautätigkeit aufzulockern. 

Nach Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) § 2 (3) ist bei ge-
planten Vorhaben, die auf nicht versiegelte, nicht baulich veränderte oder unbe-
baute Flächen von mehr als 0,5 Hektar einwirken werden, ein Bodenschutzkonzept 
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zu erstellen, um den sparsamen, schonenden und haushälterischen Umgang mit 
dem Boden im Rahmen der Vorhabenplanung/-durchführung zu gewährleisten. Eine 
Erstellung des Bodenschutzkonzepts nach DIN 19639 wird dringend empfohlen. 

4.3 Flächenversiegelung 

Die Bodenversiegelung ist gemäß § 1a (2) BauGB sowie im Sinne der Erhaltung ei-
ner naturnahen kleinräumigen Wasserbilanz auf das notwendige Maß zu beschrän-
ken. Dazu sind folgende Punkte zu beachten: 

 Die Erschließungsflächen (Straßen, Wege etc.) sind auf das technisch vertret-
bare Mindestmaß zu begrenzen, um die Versiegelungsfläche zu minimieren. 

 Neben den Fahrbahnen sollen möglichst Grünstreifen, Vegetationsflächen und 
Gehölzpflanzungen zur Erhöhung der Verdunstung und Versickerung angelegt 
werden. 

 Es darf maximal die Mindestanzahl an Stellplätzen gemäß der aktuell gültigen 
Fassung der Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Verkehr und Infrastruk-
tur über die Herstellung notwendiger Stellplätze (VwV Stellplätze) eingerichtet 
werden. 

 Bei Bauvorhaben mit hohem Kfz-Aufkommen sollen möglichst mehrgeschossige 
Parkanlagen, Tiefgaragen etc. vorgesehen werden. 

4.4 Gefahrverdächtige Flächen und Altlasten / großflächige schädliche Bodenver-
änderungen 

Im Bereich des Plangebietes sind zurzeit keine Altstandorte oder Altablagerungen 
bekannt. Sofern sich bei Erkundungs- oder Baumaßnahmen optische oder geruchli-
che Auffälligkeiten des Bodens ergeben, sind diese dem Amt für Umwelt, Wasser- 
und Bodenschutz unverzüglich anzuzeigen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass aktive Gewerbestandorte nicht als Altstandorte 
bewertet wurden, sofern keine Nutzungsänderung stattgefunden hat. Dennoch be-
steht dort grundsätzlich je nach Nutzung ein Verdacht auf Untergrundverunreinigun-
gen. 

4.5 Grundwasserschutz 

Die gesetzlichen Grundlagen des Grundwasserschutzes (v.a. § 49 WHG i.V.m. § 43 
WG) sind zu beachten. 

Die Bestimmungen der Rechtsverordnung des Landratsamtes Schwarzwald-Baar-
Kreis zum Wasserschutzgebiet für die Tiefbrunnen „Bohl" und „Wolfsgrube" vom 
27.03.2012 sind zu beachten. Es wird darauf hingewiesen, dass in Wasserschutzge-
bieten erhöhte Anforderungen an Bau, Betrieb und Unterhaltung von Abwasserlei-
tungen und -kanälen gestellt werden (siehe Arbeitsblatt DWA-A 142). 

4.6 Flächenbeläge im Wasserschutzgebiet 

Die „Arbeitshilfen für den Umgang mit Regenwasser in Siedlungsgebieten" (LUBW, 
2005) sind zu beachten. Daher sind in Schutzzone III des Wasserschutzgebietes für 
die Tiefbrunnen „Bohl" und „Wolfsgrube" für Park-, Stellplatz- und Hofflächen sowie 
Zufahrts- und Gartenwege etc. folgende Beläge zulässig: 

 Pflaster- und Plattenbeläge aus flüssigkeitsundurchlässigen Materialien mit 
mind. 2 cm breiten Rasenfugen Rasengittersteine Rasenwaben 
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 Wasserundurchlässige Beläge 
 DIBt.-zugelassene Flächenbeläge zur Behandlung und Versickerung mineralöl-

haltiger Niederschlagsabflüsse (siehe auch https://www.dibt.de/fileadmin/ver-
zeichnisse/NAT_n/zv_referat_II3/SVA_84.pdf) 

Für andere wasserdurchlässige Beläge wie beispielsweise Schotterbeläge, Pflaster 
mit nicht bewachsenen, durchlässigen Fugen oder poröse Beläge gelten strengere 
Anforderungen an den Untergrund (siehe Tabelle 4.1 - Typ D 5 in Verbindung mit 
Typ D 4 der oben genannten Arbeitshilfen). 

Des Weiteren sind folgende Auflagen zu beachten: 

 Wasserdurchlässige Beläge sind nur auf solchen Flächen zulässig, bei denen 
eine Verunreinigung durch Lagerung/ Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, 
Fahrzeugreinigung/ -Wartung o.a. nicht zu erwarten ist. 

 Der Entwässerung von oben genannten Flächen in angrenzende Grünflächen 
kann zugestimmt werden, wenn hierdurch eine breitflächige Versickerung über 
den bewachsenen Oberboden gemäß den „Arbeitshilfen für den Umgang mit 
Regenwasser in Siedlungsgebieten" (LUBW, 2005) erfolgt 

 Die Grundstückseigentümer sind darüber zu informieren, dass Autowäsche und 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen auf Flächen mit wasserdurchlässigen 
Belägen verboten sind. 

4.7 Artenschutz 

4.7.1 Rodungszeiträume 

Waldbestände, Bäume und Sträucher dürfen nicht in der Zeit zwischen 1. März bis 
zum 30. September abgeschnitten, auf den Stock gesetzt oder gerodet werden. 

Die Baufeldräumung darf nicht in der Brutzeit des bodenbrütenden Waldlaubsän-
gers durchgeführt werden, d.h. nicht in der Zeit vom 1. Mai bis 30. Juli. 

4.7.2 Vogelschlag an Glas 

Verglaste Gebäudeansichten mit für Vögel gefährlichen Spiegelungs- und Transpa-
renzsituationen sind möglichst zu vermeiden oder mit entsprechenden Maßnahmen 
(z.B. geriffeltes und mattiertes Glas, Milchglas, Glasbausteine) zu minimieren. De-
taillierte Informationen zur bauseitigen Beachtung sind der Informationsbroschüre 
der Schweizer Vogelwarte Sempach zu entnehmen (http://www.vogelglas.info/). 

4.8 Brandschutz 

Auf privaten Flächen sind Zufahrten und Aufstellflächen für die Feuerwehr nachzu-
weisen. Die Entnahmestellen für Löschwasser sind zu markieren. 

 
 
 
 
Mönchweiler, den  
 
 
 
 
Bürgermeister 
Rudolf Fluck 

 Planverfasser 
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Ausfertigungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt des Planes 
sowie der zugehörigen planungsrechtlichen 
Festsetzungen und der örtlichen Bauvor-
schriften mit den hierzu ergangenen Be-
schlüssen des Gemeinderates der Gemeinde 
Mönchweiler übereinstimmen. 
 
Mönchweiler, den  
 
 
 
Bürgermeister 
Rudolf Fluck 

 Bekanntmachungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Satzungsbe-
schluss gem. § 10 (3) BauGB öffentlich be-
kannt gemacht worden ist. Tag der Bekannt-
machung und somit Tag des Inkrafttretens 
ist der ____________ 
 
 
Mönchweiler, den  
 
 
 
Bürgermeister 
Rudolf Fluck 

 


